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Beklagte und Revisionsbeklagte°

Der 10 Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am ll° November 1971

durch

Präsident
> Prof° Dr° W a n n a g a t

— Vorsitzender „?
Bundesrichter Dr° S c h u b e r t „
Bundesrichter S c h m i d t h a l s
Bundessozialrichter M ü l l e r und
Bundessozialrichter B e n e d y c m u k

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des
Landessozialgerichts Bremen vom 26° Februar

1970 wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten.des Revisionsver—
fahrens sind nicht zu erstatteno
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Die aus Lodz (Polen) stammende Klägerin? die von Beruf
Gymnasiallehrerin ist? war vom 1° August 1928 bis 510 Juli

1955 an dem privaten Lodzer Deutschen Gymnasium als Ober—

lehrerin (Studienrätin) mit den Fächern Mathematik und

Physik tätig gewesen° Außerdem war sie vom 1° Dezember

1945 bis 510 August 1946 in Greiz als Lehrerin für Russisch

an der dortigen Stadtschule beschäftigt° Anschließend ver—

zog sie mit ihrem Ehemann und ihren Kindern in die Bundes—

republik„ '

Im Verfahren zur Wiederherstellung von Versicherungsunterm

lagen erteilte die Beklagte nach zum Teil erfolgreichem

Einspruch.zwei Bescheinigungen über nach Maßgabe des

Fremdrentengesetzes (FRG) vom 25° Februar 1960 anzu—
rechnende Versicherungszeiten° ' "

In der Bescheinigung vom 280 Oktober 1964 war die Zeit

vom 1° August 1928 bis 510 Juli 1955 als eine 84—monatige

Pflichtversicherungszeit anerkannt° Außerdem hatte die

Beklagte die Klägerin in die Leistungsgruppe (LG) B 2 der

Anlage 1 zu 5 22 BBG eingestuft und ihr entsprechend der
Anlage 10 über die Gehalts— oder Beitragsklassen für

weibliche Versicherte in der Rentenversicherung (RentV)

der Angestellten die Beitragsklasse D zuerkannt°

In der Bescheinigung vom 210 April 1964 war die Zeit vom

10 Dezember 1945 bis 51° August 1946 als nachgewiesene

und nach dem EEG anrechnungsfähige Versicherungszeit an—

erkannt° Wiederum hatte die Beklagte die Klägerin in die

LG B 2 eingestuft und dabei die Bruttojahresarbeitsent—

gelte der Anlage 11 zu % 22 BBG berücksichtigt°
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Später hat sich die Klägerin freiwillig weiterversichert°

Seit dem l° Mai 1968 bezieht sie Altersruhegeld wegen

Vollendung des 650 Lebensjahres° In ihrem Bewilligungsbe—

scheid vom 210 März 1968 hat die Beklagte die zuvor ge—

nannten Zeiten der Tätigkeit der Klägerin als Lehrerin

entsprechend den erteilten Bescheinigungen berücksichtigt°

Hiergegen erhob die Klägerin Klage‚ mit der sie beantragte,

den Bescheid vom 21° März 1968 teilweise aufzuheben und

die Beklagte zu verurteilen, ihr ein höheres Altersruhe—

geld dadurch zu gewähren‚ daß die Versicherungszeiten

vom 1° August 1928 bis 510 Juli 1955 und vom 10 Dezember

1945 bis 510 August 1946 statt in die LG B 2 in die LG B 1

eingeordnet werden? und ihr hierüber einen entsprechenden

Bescheid zu erteilen:) Diese Klage wies das Sozialgericht
(SG) Bremen durch Urteil vom 28° April 1969 abo Es sah

sie in erster Linie als unzulässig ano Die Frage der Ein—

stufung der Klägerin sei durch die bindend gewordenen

Bescheide vom 210 April und 280 Oktober 1964 bereits end—

gültig entschiedeno Abgesehen hiervon wäre das Begehren

auf eine höhere Einstufung auch unberechtigto

Im Berufungsverfahren begehrte die Klägerin nicht nur
erneut ihre Einstufung in die LG B l, vielmehr bean—

tragte sie außerdem noch‚.die Beklagte zu verurteilen,

bei der Berechnung des Altersruhegeldes die (höheren)

Tabellenwerte der Anlagen 8 und 9 für männliche Ver—
sicherte zugrunde zu legen°

Durch Urteil vom 26° Februar 1970 wies das Landessozial—

gericht (LSG) Bremen die Berufung zurück° Es war zunächst
der Auffassung? dem SG könne insoweit nicht gefolgt

werden‚ als es die Klage als unzulässig angesehen habe°
Mit Recht bestehe nunmehr Einigkeit unter den Parteien?

daß die Klage zulässig gewesen sei() Die wegen der fehlen—

den Rechtsmittelbelehrung in den genannten Bescheiden in

_ 4 _
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Betracht kommende Jahresfrist des % 66 Abs° 2 des Sozial—

gerichtsgesetzes (SGG) sei nicht in Lauf gesetzt worden‚

weil die Bescheide vom 2lo April und 280 Oktober 1964

nicht zugestellt worden seien° Zustellungsmängel könnten

jedoch nach 5 9 Abs° 2 des Verwaltungszustellungsgesetzes

(VWZG) nicht geheilt werden‚ wenn mit der Zustellung eine

Frist für die Erhebung der Klage beginne° ' 7 '

Das SG habe sich indes auch mit der Sache selbst befaßt

und insoweit in rechtsfehlerfreier Weise eine Einstufung

in die LG B ? abgelehnt°

Schließlich könne die Klägerin auch nicht beanspruchen„

daß ihr bei der Rentenberechnung die höheren Gehalts—

oder Beitragsklassen bzw° die höheren Bruttojahresarbeitsu

entgelte der männlichen Versicherten in der RentV der

Angestellten entsprechend den Anlagen 8 und 9 zu 5 22 FRG

gutgebracht würdeno Zwar hätten nach einer Entscheidung

des Bundearbeitsgerichts Frauen und Männer bei gleicher

Arbeit grundsätzlich den gleichen Lohnanspruch (BAG 1?

258, 260)° Deshalb und mit Rücksicht auf Arta 2 und 5 des

Grundgesetzes (GG) habe der Senat auch in seinem Urteil vom
510 Mai 1968 (L An 6/67) einer Zahnärztin den Anspruch auf
die Zuordnung der Tabellenwerte der männlichen Versicher—

ten ihrer LG zugebilligt° Die dort streitigen Zeiten seien

jedoch nach dem Inkrafttreten des GG (24° Mai 1949) zurück—

gelegt wordene Anders liege es bei der Klägerinc Hier sei

der Gesetzgeber des EEG entsprechend dem ihm zugrunde

liegenden Eingliederungsprinzip nur
verpflichtet gewesen‚

die Tatbestände so zu ordnen‚ wie sie den Zuständen im
Bundesgebiet vor Inkrafttreten des GG entsprochen hätten°

Dabei hätte das FRG mit Rücksicht auf die unterschied-

lichen Verhältnisse in den Herkunftsländern und die Be—

weisschwierigkeiten für die individuellen Einzelumstände

nur eine pauschalierende Regelung vornehmen können° Wenn

man dies beachte, sei kein Verstoß darin zu sehen, wenn
der Klägerin für ihre Beschäftigung als Lehrerin die
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Tabellenwerte der weiblichen Versicherten zugeordnet würden°
Vor dem Inkrafttreten des GG habe es keinen dem Art° 3 GG

entsprechenden unmittelbar geltenden Verfassungssatz gegebene

Dementsprechend seien früher die Frauen im Beruf und in

ihrer gesellschaftlichen und sozialen Stellung schlechter

gestellt und benachteiligt werden° Sie hätten deshalb grund—

sätzlich für gleiche Arbeit nicht den gleichen Lohn— und

Gehaltsanspruch gehabt° Nur dieser Sachverhalt könne bei

einer pauscha■erenden Regelung, wie sie das FRG getroffen

habe? maßgebend sein° Sollte im Einzelfall ausnahmsweise

eine Frau früher für die Ausübung eines traditionell männ—

lichen Berufs den gleichen Lohn bezogen haben wie ihre

männlichen Kollegen? so könne dies im Rahmen der pauschalie—

renden Regelung des FRG nicht zum Tragen kommen° Da es nicht

auf dem Entschädigungsgedanken7 sondern auf dem Eingliede—

rungsprinzip beruhe, könne dies für den‘Einzelnen auch ein—

mal Nachteile mit sich bringen° Daß das FRG die früher be—

stehenden grundsätzlichen Unterschiede in der Behandlung

der Geschlechter berücksichtige‚ verstoße nicht gegen den

Gleichheitsgrundsatzo Vielmehr wäre es willkürlich„ Frauen
für ihre früheren Beschäftigungen entgegen den damals
herrschenden tatsächlichen Verhältnissen den Männern

gleichzustelleno Anderenfalls käme man zu einer ungleichen
Behandlung der vertriebenen und geflüchteten Frauen gegen—

‘ über den einheimischen Frauen°

Das LSG hat in seinem Urteil die Revision zugelassen°

Die Klägerin hat dieses Rechtsmittel eingelegt° Gerügt

wird Verletzung des 5 22 FRG und seiner Anlagen und der
Art° 2 und 5 GG° Im wesentlichen wird geltend gemacht9

daß das FRG besondere Tabellen für Frauen aufgestellt

habe‚ schließe nicht notwendig die Anwendung der Tabellen

für Männer auf solche Frauen aus, die nicht nur tatsäch-

lich das gleiche Gehalt wie ihre männlichen Kollegen be—

zogen und die gleichen Beiträge geleistet hätten‚ sondern

auch eine Stellung bekleidet hätten, in der sie den

- 6 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


männlichen Kollegen auch dann gleichgestellt gewesen

wären, wenn sie im heutigen Bundesgebiet gearbeitet hätten°

Eine Anwendung der Gehaltstabellen für Frauen würde in

solchen Fällen selbst dann dem Sinn und Zweck des FRG

widersprechen9 wenn dieses nicht die Entschädigung der

VertriebenenJ sondern ihre Gleichstellung mit den Ein—

heimischen wolle° Das LSG habe nicht genügend berück—

sichtigt‚ daß die Klägerin nicht nur tatsächlich sowohl

in Lodz als auch in Greiz das gleiche Gehalt bezogen hätte

wie ihre männlichen Kollegen‚ sondern auch eine Stellung ‘

bekleidet habe, für die schon damals im Bundesgebiet der

G1eichbehandlungsgrundsatz für Frauen und Männer gegolten

habe° ‘

Die Klägerin beantragt sinngemäß‚

10 das angefochtene Urteil und den Bescheid vom

210 März 1968 aufzuhebena

20 die Beklagte zu verurteilen? bei der Berechnung

des Altersruhegeldes für die Versicherungszeiten

vom 10 August 1928 bis 510 Juli 1955 und vom

1° Dezember 1945 bis 310 August 1946 die Tabellen—

werte für die LG B 2 der Anlagen 8 und 9 zu 5 22 BBG
zugrunde

zu legen° ' - "

Die Beklagte beantragt‚

die Revision zurückzuweisen°

Beide Parteien haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt°

11„
Die Revision ist nicht begründeto
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Die von den Vorinstanzen geäußerten Bedenken hinsichtlich ’

der Zulässigkeit der Klage sind unbegründet° Die im April

1968 erhobene Klage richtete sich gegen den Rentenbe—

willigungsbeschéid vom 21° März 19680 Die Klägerin er—

strebte eine höhere Rente9 was sie zunächst dadurch er—
reichen wollte9 daß sie statt in die LG B 2 in die LG B 4

eingeordnet wurde° Damit war die Klage ohne weiteres

zulässig° Sie hätte allenfalls unbegründet sein können,

weil die Frage der Einstufung der Klägerin und die da—

lmit verbundene Bewertung ihrer Versieherungszeiten durch

die beiden Beseheide vom 21° April und 28° Oktober 1964

bereits bindend entschieden war°

Durch die Rechtsprechung des Bundessozialgeriehts (BSG)

ist geklärt‚ daß die Bescheinigungen nach 5 11 Abs° 1 und
2 der Versicherungsunterlagen—Verordnung (VuVO) vom
5° März 1960 über die Wiederherstellung von Versicherungs—

unterlagen„ die außerhalb eines Leistungsfeststellungs—

verfahrens ergehen‚ feststellende Verwaltungsakte sind°
Ihre Bindungswirkung bezieht sich nicht nur auf die darin

anerkannten Zeiten„ sondern auch auf die dabei vorgenommene

Einstufung in Leistungsgruppen und die daraus abgeleitete

Feststellung der Gehalts— und Beitragsklassen bzwo der
‚‘

damit maßgebenden Bruttojahresarbeitsentgelte‚ vglo das '

Urteil des Senats 1 RA 227/68 vom 50° September 1969
(Deutsche Rentenversicherung 1970? 145 mit Besprechung

von Tannen)° Eine entsprechende Auffassung hat für die

Eintragung von Ersatz— und Ausfallzeiten in die Ver—

sicherungsunterlagen der 11° Senat in BSG 51‚ 226 und der

12° Senat in BSG 529 110 vertreten°

Für Beseheide9 die im Kartenerneuerungsverfahren ergehen9
ist jedoch im Gesetz nirgends eine förmliche Zustellung

vorgeschrieben° Insbesondere fehlt hier eine Vorschrift

wie die des 5 1651 der Reiehsversicherungsordnung (BVD)

hinsichtlich der Bescheide über die Bewilligung oder Ab—
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lehnung von Renten° Die gegenteiligé Auffassung des LSG9

daß die genannten Bescheinigungen hätten zugestellt werden

müssen‚ findet im Gesetz oder in entsprechenden Verwal—

tungsvorschriften keine Stütze° Deshalb genügt ihre Be—

kanntgabe durch einfachen Brief, wie der Senat in seinem

bereits genannten Urteil 1 RA 227/68 in Bestätigung des
‘ Urteils des LSG Nordrhein—Westfalen vom 120 August 1968

(ZfS 1968‚ 3563 Breithaupt l969‚ 80) schon ausgesprochen
hat (vgl° auch Koch/Harmann/von Altrock/Fürst9 Kommentar

zum Angestelltenversicherungsgesetz (AVG)9 20 und 5° Aufla‚

@194 AVG aF so 704 unter IV 1)„

Nach den nicht angegriffenen und damit_für den Senat bin—

denden Feststellungen des LSG enthielten die Bescheini—

gungen vom 21° April und 28° Oktober 1964 keine Rechte—

mittelbclehrungo Damit mußte % 66 Abso 2 SGG angewendet
werdeno Danach ist bei unterbliebener oder unrichtiger

Rechtsmittelbelehrung die Einlegung des zulässigen Rechts=

behelfs nur innerhalb eines Jahres seit Zustellung9 Er—

öffnung oder Verkündung zulässig° Daß die Klägerin damals

die genannten beiden Bescheide nicht innerhalb angemesse—

ner Frist erhalten hätte, hat sie niemals behaupteto Auch

das angefochtene Urteil enthält keine entsprechende Fest»

stellung° Aufgrund seiner Bezugnahme auf die Akten des

SG7 das ausdrücklich auf die Versäumung der Jahresfrist

abgestellt hatte? hat jedenfalls auch das LSG die Ver—

säumung der in 5 66 Abs° 2 SGGgenannten Jahresfrist
angenommeno Diese sich aus dem Zusammenhang der Urteils—

gründe ergebende Feststellung ist für den Senat bindend

(% 165 SGG)° Damit steht fest? daß die genannten beiden
Bescheinigungen formell unanfechtbar geworden waren°

Das hatte aber zugleich zur Folge‚ daß die Frage der Ein—

stufung der Klägerin und die damit verbundene Festsetzung

der maßgebenden Gehalts— oder Beitragsklassen bzw° des

maßgebenden Bruttojahresarbeitsentgelts für die Beteilig—
..9-
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‘ten bereits bindendfeststeht (@77SGG)„Allerdingshätte
die Beklagte noch? wie der Senat in seinem bereits ge—
nannten Urteil 1 RA 227/68 weiter ausgeführt hat, trotz

der bindenden Wirkung der Bescheinigungen vom 21° April

und 280 Oktober 1964 bei der Bewilligung des Altersruhe—

geldes von ihrer bisherigen Auffassung abweichen und als

zuständiger Versicherungsträger eine für die Klägerin

bessere Bewertung ihrer Zeiten als Lehrerin vornehmen

können° Das hat sie jedoch nicht getano Außerdem hätte

sie aber auch noch unter Berücksichtigung der im Berufungs—

verfahren vorgebraehten Gründe ihre Ansicht auf ihre recht—

liche Rechtmäßigkeit überprüfen und die Klägerin erneut
bescheiden können mit der Folge‚ daß damit ein neuer Ver—

waltungsakt vorlag‚ der im Klagewege hätte angefochten
werden können (vgl° hierzu im einzelnen das Urteil 1 RA

227/68)o Alsdann wäre der Rechtsweg erneut eröffnet werden°

Auch das ist jedoch nicht geschehen° Die Beklagte hat weder

im Berufungsverfahren noch im Revisionsverfahren Erklärungen

abgegeben‚ die als Verwaltungsakte im zuvor erwähnten Sinn

angesehen werden könnten9 mit denen sie die Streitfrage

sachlich neu prüfen wollte, um sie nochmals zu entscheiden

undden Rechtsweg wieder zu eröffnen° Mit ihrem schrift-

sätzliehen Vorbringen hat sie vielmehr lediglich ihr Ver—

halten bei der Rentenberechnung rechtfertigen wollen° Ein

solches Verhalten eines Versieherungsträgers kann nicht

als Verwaltungsakt angesehen werden, durch den der Rechts—

weg neu eröffnet werden wäreo Ebensowenig kann darin ein

Verzicht auf die Bindungswirkung nach 5 77 SGG erbliekt
werden? sofern ein solcher überhaupt zulässig sein sollte„

Damit ist unerheblich‚ daß die Beklagte sich nicht auf
die Bindungswirkung ihrer früheren Bescheide berufen hat,

sondern daß nach der Ansicht des LSG unstreitig gewesen
sein soll„ daß die genannten Beseheide hätten zugestellt

werden müssen und deswegen die Jahresfrist des 5 66 AbSo 2

SGG nicht in Lauf gesetzt werden wäre° Im übrigen sind
‚die Wirkungen des 5 77 SGG von Amts wegen zu berücksichti—

gen:)
- 10 „
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Unter diesen Umständen kann die Revision bereits aus den

genannten Gründen keinen Erfolg habeno Abgesehen hiervon

hat der 11° Senat des BSG inzwischen im Revisiohsver—

fahren gegen das vom LSG angeführte Urteil vom 510 Mai

1968 am 24° August 1971 (11 RA 164/68) auch entschieden‚
daß die Zuweisung unterschiedlicher Jahresentgelte an

männliche und weibliche Berechtigte in 5 22 DRGund
seinen Anlagen selbst für nach dem Inkrafttreten des GG

zurückgelegte Beschäftigungszeiten nicht gegen Art° 5 GG

verstößt° Dieser Auffassung schließtsich der erkennende

Senat in Einklang mit der Ansicht des LSG für vorher

zurückgelegte Beschäftigungszeiten ano Die Vorschriften_

in 5 22 BBG und seinen Anlagen enthalten eine vom Bundes—

verfassungsgericht für das Sozialversicherungsrecht

wiederholt als zulässig erachtete pauschalierende Regelung°

Die neue Rentenformel beruht dabei auf dem Prinzip der

lohngerechten Rente° Deshalb konnte der Gesetzgeber nicht

an der Tatsache vorbeigehen9 daß die Frauen früher im

allgemeinen schlechter entlohnt wurden als die Männer°

Eine solche Differenzierung? die ihren alleinigen Grund

darin hata daß männliche und weibliche Versicherte im

Gebiet der Bundesrepublik generell in den jeweils in Be—

tracht kommenden Zeiten effektiv einen unterschiedlichen

Durchschnittsverdienst gehabt haben? ist weder durch Artoö

Abs° 2 GG noch durch dessen Abso 3 verboten° Hieran vermag

auch die Tatsache nichts zu ändern? daß die Klägerin als

Lehrerin das gleiche Gehalt wie die Lehrer bezogen hat()

Denn auch für diese Fälle hat der Gesetzgeber zulässiger—

weise von der pauschalierenden Regelung keine Ausnahmen

vorgenommen° Im übrigen kann sich die derzeitige gesetz—

liche Regelung gerade für Lehrerinnen? die in die LG B 2

einzuordnen sind? wegen der Vorschrift des 5 18 Abs° 2

Satz 2 FRG i°V„m° der Anlage 2 durchaus auch einmal zu
ihren Gunsten auswirken° Hier sind die Zeiträume zusammenm

gestellt„ in denen das durchschnittliche Gehalt von Per—

sonen der LG B 1 und 2 über der seinerzeitigen Ver—
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sicherungspflichtgrenze lag° Dabei ergibt sich? daß

weibliche Angestellte der LG B 2 im Gegensatz zu ihren

männlichen Kollegen niemals von der Nichtanrechnung

bestimmter Jahre betroffen werden°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG°
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